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BVGer Bundesverwaltungsgericht
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BGer / TF Bundesgericht / Tribunal fédéral
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Geschäftsbericht 2012 des Bundesgerichts

Administration judiciare

Im Geschäftsbericht des Bundesgerichts wurde darauf hingewiesen, dass die
Geschäftslast erneut stark zugenommen habe. 2012 waren 7'871 neue Beschwerden
erhoben worden, was gegenüber 2011 einer Zunahme von 6% (453 zusätzliche Fälle)
entsprach. Die Erledigungszahlen wurden zwar gesteigert – 2012 konnten 7'667 Fälle
erledigt werden, 2011 waren es 7'327 – trotzdem stiegen die Pendenzen leicht an (2012:
2'469 Fälle; 2011: 2'267 Fälle). Mit einer verbesserten Informatik und der Einsetzung
einer Arbeitsgruppe, die geeignete Massnahmen vorschlagen soll, will das
Bundesgericht den Problemen Herr werden. Die Räte nahmen in der Sommersession
vom Geschäftsbericht Kenntnis. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.03.2013
MARC BÜHLMANN

Geschäftsbericht 2013 des Bundesgerichts

Administration judiciare

In der Sommersession nahmen die Räte vom Geschäftsbericht 2013 des
Bundesgerichtes Kenntnis. Informiert wurde über die Geschäftslast, die zwar im
Vergleich zum Vorjahr nur unwesentlich angestiegen sei, aber dennoch mit 7'919 Fällen
einen Höchststand erreicht habe (2012: 7'871). Im Vergleich zum Vorjahr konnten rund
200 Fälle mehr erledigt werden (1'878; 2012: 7'667). Auch die Pendenzen stiegen leicht
an und erreichten einen Stand von 2'510 Fällen (2012: 2'469 Fälle). Besonders
konfrontiert mit dem Anstieg der Beschwerden waren die strafrechtliche und die
öffentlichrechtliche Abteilung. Während erstere die Folgen der neuen
Strafprozessordnung zu spüren bekam, wurde zweitere insbesondere im
Zusammenhang mit den neuen Zweitwohnungsbestimmungen mit Beschwerden
eingedeckt. Nach wie vor bestehe das Bedürfnis, sich weniger den Bagatellfällen als
vielmehr den Grundsatzfragen zu widmen. Mit der Einsetzung einer Kommission will der
Bundesrat Nachbesserungen für die Entlastung des Bundesgerichtes aufgleisen. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 11.06.2014
MARC BÜHLMANN

Geschäftsbericht 2014 des Bundesgerichts

Administration judiciare

Laut Geschäftsbericht 2014 des Bundesgerichtes wurden die Gerichte im Jahr 2014
mit etwas weniger neuen Fällen (total 7'702 Fälle) belastet als im Vorjahr (7'918). Weil
gleichzeitig weniger Fälle (7'563) erledigt werden konnten als noch 2013 (7'876) stiegen
die Pendenzen gegenüber dem Vorjahr um 139 Fälle auf 2'650 leicht an. Die
durchschnittliche Dauer eines Prozesses lag unverändert bei 131 Tagen. Bei elf Fällen
hatte die Erledigung mehr als zwei Jahre gedauert. Der Bericht erwähnte auch die Zahl
der Beschwerden gegen die Schweiz beim Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR). Im Vergleich zu 2013 hatte diese Zahl von 514 auf 292
abgenommen. 2014 hatte der EGMR 386 Entscheide gefällt, davon 18 Urteile. In neun
Fällen - diese Zahl blieb im Vergleich zum Vorjahr unverändert - hatte das
internationale Gericht eine Verletzung der Menschenrechtskonvention festgestellt. Das
Bundesgericht hatte 2014 zudem einige Vorschläge für eine Revision des
Bundesgerichtsgesetzes angeregt, die im EJPD bearbeitet werden. Ziel ist nach wie vor
eine Entlastung des obersten Gerichtes von Bagatellfällen. 
Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) im Nationalrat bzw. Martin Schmid (fdp, GR) im
Ständerat wies als KommissionssprecherIn darauf hin, dass sich die GPK-
Subkommission dem Thema individuelle Erledigungsstatistik angenommen habe. Ab und
zu werde der Wunsch nach einer Überprüfung der Effizienz der einzelnen
Bundesrichterinnen und Bundesrichter laut. Zwar zeigten anonymisierte Zahlen eine
grosse Diskrepanz in der Anzahl Mitwirkungen bei Entscheiden, dies liesse sich aber
aufgrund der Schwere der Fälle erklären. Beide lobten die Arbeit der Gerichte und
wiesen darauf hin, dass der Umstand, dass die Geschäftsführung der obersten
Justizbehörden kaum medial beleuchtet werde, ein sehr gutes Zeichen sei. In beiden
Kammern wurde der Bericht denn auch ohne Diskussion zur Kenntnis genommen. 3

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 10.06.2015
MARC BÜHLMANN
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Geschäftsbericht 2015 des Bundesgerichts

Administration judiciare

Laut Geschäftsbericht 2015 des Bundesgerichts ist das Geschäftsaufkommen im Jahr
2015 in allen vier nationalen Gerichten erneut angestiegen: 
Beim Bundesgericht wurden im Berichtsjahr 7'853 neue Beschwerden eingereicht, was
einer Zunahme von 148 Fällen entspricht. Allerdings hat auch die Zahl der Erledigungen
auf 7'695 Fälle zugenommen (+132 Fälle im Vergleich zu 2014). Im Bericht wird eine
durchschnittliche Prozessdauer von 134 Tagen angegeben (2014: 131 Tage). Die auf 2016
verschobenen Pendenzen sind im Vergleich zum Vorjahr (2'653 Fälle) erneut
angestiegen und umfassen 2'811 Fälle. In seinem Bericht wies das Bundesgericht auch
die beim EGMR gegen die Schweiz eingereichten und behandelten Beschwerden aus.
2015 wurden dort 318 Beschwerden eingereicht (2014: 292 Beschwerden) und der
Gerichtshof hatte 331 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt, wovon 10 Urteile
ergingen und in drei Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die
Schweiz festgestellt wurde (Vorjahr: 9 Verletzungen). 
Auch das Bundesstrafgericht wies eine leichte Zunahme an Geschäften und Pendenzen
aus. Allerdings gilt dies insbesondere für die Strafkammer. In der Beschwerdekammer
konnten die Pendenzen im Jahr 2015 hingegen abgebaut werden. Im Bericht wurde die
sehr unterschiedliche Arbeitsbelastung zwischen den einzelnen Sprachen
angesprochen. Es sei für ein kleines Gericht eine grosse Herausforderung, alle
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichmässig zu belasten. 
Im Bundesverwaltungsgericht hatten 2015 die Fälle im Asylrecht (Abteilungen IV und V)
sehr stark, von 4'831 auf 5'661 Eingänge, zugenommen. Gleichzeitig wurde die
Erledigung der Fälle in diesem Bereich – bei gleichbleibender durchschnittlicher
Verfahrensdauer von 100 Tagen – deutlich gesteigert (von 4'163 auf 5'015). 
In allen Abteilungen zusammen wurden 8'465 neue Eingänge verzeichnet, was im
Vergleich zu 2014 einem Plus von 857 Fällen entspricht. Insgesamt betrug die
Verfahrensdauer eines Falles vor Bundesverwaltungsgericht noch 182 Tage, war also
wesentlich kürzer als noch 2014 (200 Tage). 
Das Bundespatentgericht regelt seit 2012 zivilrechtliche Streitigkeiten über Patente.
Für die jeweiligen ordentlichen Verfahren – 2015 wurden 19 neu eingereicht (2014: 15)
und 19 erledigt (2014: 20) – werden nebenamtliche juristische und technische
Fachrichter eingesetzt, was dazu beiträgt, dass die Verfahren kostengünstig und zügig
erledigt werden und häufig in einem Vergleich enden, wie im Bericht vermerkt wurde. 
Die Räte nahmen in der Sommersession 2016 Kenntnis vom Bericht und hiessen den
entsprechenden Bundesbeschluss gut. In seinem Plädoyer in beiden Kammern wies
Gerichtspräsident Gilbert Kolly insbesondere auf die stetig zunehmende Arbeitslast hin
und die damit verbundene Notwendigkeit einer Stärkung der eidgenössischen Gerichte.
Die laufende Reform des Bundesgesetzes über das Bundesgericht gehe diesbezüglich in
die richtige Richtung, genüge wahrscheinlich aber noch nicht. 4

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 15.06.2016
MARC BÜHLMANN

Geschäftsbericht 2016 des Bundesgerichts

Administration judiciare

Der neue Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer äusserte im Rahmen der Diskussion
zum Geschäftsbericht des Bundesgerichtes 2016 in der Sommersession Kritik am
Parlament. Zehn Jahre nach Inkrafttreten des Bundesgerichtsgesetzes liege dessen Ziel
einer nachhaltigen Entlastung des BGer in weiter Ferne. Nicht weniger – wie bei der
damaligen Revision beabsichtigt – sondern mehr Beschwerden würden eingereicht.
Dabei sei insbesondere der strafrechtliche Bereich betroffen, was nicht zuletzt auf den
Entscheid des Parlaments, eine Strafprozessordnung einzuführen, zurückzuführen sei:
Mit dem Staatsanwaltschaftsmodell seien viele anfechtbare Entscheide geschaffen
worden, was eine „Flut von Beschwerden“ nach sich ziehe. Entsprechend warb Meyer
für die geplante Teilrevision des Bundesgerichtsgesetzes. Zudem forderte er das
Parlament auf, eine gesetzliche Grundlage für die Nutzung von Open-Source-Software
sowie das elektronische Gerichtsdossier zu schaffen, mit dem der Verkehr zwischen
Rechtsanwältinnen und -anwälten und den Gerichten nur noch elektronisch erfolgen
soll. 
In der Tat zeigt der Bericht auf, dass im Berichtjahr (2016) 7'743 neue Fälle ans
Bundesgericht gelangten, also nur unwesentlich weniger als 2015 (7'853). Insgesamt
wurden 7'811 Fälle erledigt (2015: 7'695), wobei ein Fall im Schnitt 140 Tage brauchte

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 13.06.2017
MARC BÜHLMANN
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(2015: 134 Tage). 13 Prozent der Beschwerden wurden gutgeheissen. 2016 wurden laut
Bericht am EGMR 228 Entscheidungen betreffend die Schweiz gefällt (2015: 331), wobei
in fünf Fällen eine Verletzung der Menschenrechtskonvention durch die Schweiz
festgestellt worden war (2015: 3). 
Das Bundesstrafgericht wies ein im Vergleich zum Vorjahr stabiles
Geschäftsaufkommen aus, wobei allerdings ein Anstieg an Eingängen in der
Beschwerdekammer verzeichnet wurde. Auch beim Bundesverwaltungsgericht war die
Geschäftslast hoch. Zwar gingen etwas weniger Fälle ein als im Vorjahr (2016: 8'102;
2015: 8'469), was auf einen Rückgang von Fällen im Asylbereich zurückzuführen sei, die
Zahl der vom Vorjahr übernommenen Pendenzen (5'147) sei aber markant höher
gewesen als 2015 (4'540) – so der Teilbericht. Mit dem Anstieg der durchschnittlichen
Verfahrensdauer von 182 auf 212 Tage wurden im Berichtsjahr weniger Fälle erledigt
(7'517) als noch 2015 (7'869). Mit seiner Reorganisation sei die Geschäftslast im
Bundesverwaltungsgericht nun aber ausgewogener verteilt worden, was zu höherer
Effizienz führen werde. Auch das Bundespatentgericht, das seit 2012 tätig ist,
verzeichnet einen Anstieg der Eingänge, und zwar von 23 auf 27, wobei insbesondere
die summarischen Verfahren (von 4 auf 9) zugenommen haben. In beiden Kammern
wurde der Bericht genehmigt. 5

Geschäftsbericht 2017 des Bundesgerichts

Administration judiciare

In der Sommersession 2018 nahmen die Räte den Geschäftsbericht des
Bundesgerichtes 2017 zur Kenntnis. Die Kommissionssprecherinnen und -sprecher –
im Ständerat Hans Stöckli (sp, BE) und im Nationalrat Corina Eichenberger-Walther
(fdp, AG) sowie Philippe Nantermod (fdp, VS) – hoben verschiedene Elemente des
Berichts hervor. So wurde etwa die Einführung des elektronischen Gerichtsdossiers
nach «einem harzigen Start» (Stöckli) oder der rege Austausch von Bundesrichterinnen
und Bundesrichtern mit Kolleginnen und Kollegen am Europäischen Gerichtshof für
Menschenrechte (EGMR) erwähnt, wobei man habe erwirken wollen, dass letzterer
weniger stark ins nationale Recht eingreife. Stark hervorgehoben wurde freilich
insbesondere, dass 2017 mit total 8’029 Fällen erneut ein Rekordjahr war (2016: 7'743),
wobei die Zunahme vor allem bei der strafrechtlichen und der Ersten öffentlich-
rechtlichen Abteilung zu verzeichnen war. Sie stehe auch in Verbindung mit dem in der
Strafprozessordnung installierten Ausbau der Verteidigungsrechte im
Staatsanwaltsmodell, das einen grösseren Spielraum für die Anfechtung von
Entscheiden erlaube. Die Anzahl erledigter Fälle (7'782; 2016: 7'811) und die
durchschnittliche Verfahrensdauer (144 Tage; 2016: 140 Tage) entsprechen den Werten
des Vorjahres. Es wurde betont, dass diese Zahlen eine Zielverfehlung anzeigten: Die
Totalrevision des Bundesgerichtsgesetzes, die nun seit 12 Jahren in Kraft sei, hätte die
Entlastung der Gerichte bewirken sollen, was aber klar nicht erreicht worden sei. Die
anstehende Teilrevision dieses Gesetzes sei deshalb wichtig. Dies sehe auch das
Bundesgericht selber so, wie dessen Vizepräsidentin Martha Niquille in der
ständerätlichen Debatte betonte: Es brauche unbedingt eine Entlastung, wenn die
Qualität der Rechtsprechung gewahrt werden solle. Man sei im Prinzip mit der Vorlage,
wie sie jetzt bereits vorliege, einverstanden – so die Vizepräsidentin weiter. Allerdings
warnte sie vor der Idee der subsidiären Verfassungsbeschwerde. Dieses
Auffangrechtsmittel sei eher eine Zusatzbelastung und die Erfolgsquote sei derart
bescheiden – von den 427 im Jahr 2017 eingegangenen subsidiären
Verfassungsbeschwerden seien lediglich 8 gestützt worden –, dass man es getrost
streichen könne. Auch Ulrich Meyer, der Präsident des Bundesgerichtes, der in der
nationalrätlichen Debatte zugegen war, verwies auf die Bedeutung der Revision. Zwar
könne man dank grosser interner Flexibilität und Zu- und Umteilungen von Fällen auf
andere Abteilungen die Arbeitslast einigermassen bewältigen, dieses Vorgehen sei aber
auf Dauer nicht möglich. 
Beim Bundesverwaltungsgericht war die Anzahl neuer Fälle (7’365) im Vergleich zum
Vorjahr (8102) etwas zurückgegangen; allerdings seien auch etwas weniger Fälle
abgeschlossen worden (7'385; 2016: 7’517) womit sich auch die Erledigungsdauer von
212 auf 268 Tage erhöht habe. Die Zunahme sei vor allem der komplexer werdenden
Fälle im Kartell- und Wettbewerbsrecht geschuldet. Erfreulich sei hingegen, dass dank
der temporären Aufstockung der Richterstellen im Asylbereich die dortigen Rückstände
abgebaut werden könnten. 
Im Geschäftsbericht des Bundesstrafgerichtes wurde ausgewiesen, dass mehr Fälle
erledigt werden konnten (852; 2016: 787) als eingegangen waren (805; 2016: 901). 

RAPPORT
DATE: 13.06.2018
MARC BÜHLMANN
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Das Bundespatentgericht schliesslich hatte 34 neue Fälle zu verzeichnen (2016: 27) und
konnte 2017 deren 24 erledigen (2016: 24). 
Die Kommissionssprecherin und die Kommissionssprecher betonten, dass
verschiedene Umfragen unter Anwälten und Prozessparteien gezeigt hätten, dass man
mit der Arbeit der verschiedenen Gerichte sehr zufrieden sei. Die Schweiz habe eine
«gut funktionierende Gerichtsbarkeit» (Stöckli); die «Zusammenarbeit und der
Betrieb» liefen gut (Eichenberger-Walther).   
Der Geschäftsbericht wurde von beiden Kammern zur Kenntnis genommen und mit
Annahme des Bundesbeschlusses über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes für
das Jahr 2017 genehmigt. 6

Geschäftsbericht 2018 des Bundesgerichtes

Administration judiciare

In der Sommersession 2019 nahmen die Räte den Geschäftsbericht des
Bundesgerichtes 2018 zur Kenntnis und stimmten dem entsprechenden
Bundesbeschluss stillschweigend zu. Die Berichterstatterin und die beiden
Berichterstatter der Subkommissionen Gerichte/Bundesanwaltschaft der GPK beider
Räte – Corina Eichenberger-Walther (fdp, AG) und Philippe Nantermod (fdp, VS) für den
Nationalrat sowie Beat Rieder (cvp, VS) für den Ständerat – hoben die wichtigsten
Kennzahlen aus dem Bericht hervor. 
38 Bundesrichterinnen und Bundesrichter, 153 Bundesgerichtsschreiberinnen und
-schreiber sowie das Gerichtspersonal hätten am Bundesgericht im Jahr 2018 den
neuen Rekord von total 8'040 Fällen erledigt (2017: 8'029). Erfreulich sei, dass die Zahl
der erledigten Fälle die Zahl der neuen Fälle übersteige. Ende 2018 harrten noch 2'761
Geschäfte ihrer Erledigung. Im Schnitt nahm die Erledigung eines Falls 145 Tage in
Anspruch (2017: 144 Tage). Von Bedeutung sei 2018 das Bundesgerichtsgesetz sowie das
Projekt «elektronisches Gerichtsdossier» gewesen. Mit dem «Gever» für die
Gerichtsverwaltung, dem «E-Dossier» für die Gerichtspersonen im Bundesgericht
sowie mit «Justitia 4.0» für die Gerichte der ganzen Schweiz werden elektronische
Zugriffe auf Gerichtsakten geschaffen, womit die Arbeit erleichtert und effizienter
werde. Die Zusammenarbeit des BGer mit den erstinstanzlichen Gerichten verlaufe gut.
Auch über diese erstinstanzlichen Gerichte, über die das BGer die Oberaufsicht ausübt,
wurde berichtet:
Im Bundesstrafgericht waren im Berichtjahr total 789 Fälle erledigt worden und 776 neu
eingegangen. Im Schnitt dauerte die Erledigung eines Falls 173 Tage in der Straf- und 98
Tage in der Beschwerdekammer. Probleme bereiteten dem BStGer die unregelmässigen
Eingänge in den verschiedenen Landessprachen. Die Arbeiten für die neu geschaffene
Berufungskammer seien zudem stark unterschätzt worden. Die Aufstockung der
Ressourcen in der Wintersession, die in einer eigentlichen Hauruck-Übung gesprochen
worden war, habe nur einen Teil des Problems gelöst. In einer Aussprache mit den
Verantwortlichen habe sich das Jahr 2023 als frühstmöglicher Termin für den Bezug der
Räumlichkeiten für die Berufungskammer ergeben. Hier müsse also dringend eine
Übergangslösung gefunden werden – ein Punkt, der in der kleinen Kammer zu
Diskussionen Anlass gab. Didier Berberat (sp, NE), Mitglied der GK, wies darauf hin, dass
der Kanton Tessin hier endlich seine Hausaufgaben machen müsse. 
Auch im Bundesverwaltungsgericht konnten mehr Fälle erledigt werden (7'603; 2017:
7'385) als neu eingegangen waren (7'468; 2017: 7’365). Im Schnitt nahm die Erledigung
eines Falls 284 Tage in Anspruch; leider nehme diese Zahl kontinuierlich zu und sei von
212 Tagen im Jahr 2016 innert zwei Jahren um über 70 Tage gestiegen, berichtete Beat
Rieder im Ständerat. Auffällig sei die höhere Zahl an Eingängen im Kartellrecht, die
umfangreiche und komplexe Verfahren nach sich zögen. Auch die Asylfälle seien
aufwändiger geworden, was die längere Dauer zu erklären vermöge.
Das Bundespatentgericht schliesslich erledigte gleich viele Fälle (29; 2017: 24), wie neu
eingegangen waren (29; 2017: 34). Mit den 3.6 Richterstellen dauert die Erledigung eines
Falles 143 (summarische Verfahren)  bzw.  438 Tage (ordentliche Verfahren), wobei die
Dauer bei den ordentlichen Verfahren stark gesenkt werden konnte (2017: 541 Tage). 
Ulrich Meyer, der Präsident des Bundesgerichts, ergänzte die Kommissionsangaben im
Nationalrat mit dem Hinweis, dass er zwar stolz sei, einen Bericht mit schwarzen Zahlen
abliefern zu können, dass aber rund 80 Prozent der 8'000 erwähnten Fälle die
Tatsachen- und nicht die Rechtsebene betreffen. Die eidgenössischen Gerichte seien
zur «Urteilsfabrik» geworden, was kein idealer Zustand sei. Er hoffe deshalb auf die
laufende Revision des Bundesgerichtsgesetzes. 7

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.06.2019
MARC BÜHLMANN
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Geschäftsbericht 2019 des Bundesgerichts

Administration judiciare

In der Herbstsession wurde der Geschäftsbericht des Bundesgerichts 2019 von den
Räten zur Kenntnis genommen und gutgeheissen. Die Sprecherin und der Sprecher der
GPK und der Subkommissionen Gerichte – Manuela Weichelt-Picard (al, ZG) und
Philippe Nantermod (fdp, VS) – empfahlen dem Nationalrat, den Bericht zu genehmigen,
und fassten die wichtigsten Elemente zusammen. 
Die Geschäftslast sei – vor allem in der strafrechtlichen, der zweiten zivilrechtlichen
und den beiden öffentlich-rechtlichen Abteilungen – nach wie vor sehr hoch, habe aber
trotz Pensionierung und Ersatz von 6 von 38 ordentlichen Bundesrichterinnen und
Bundesrichtern im Verlauf des Berichtjahres bewältigt werden können. Insgesamt seien
7'937 Fälle behandelt worden (2018: 8'041). Die Personalstrategie sei angepasst worden
und man habe noch vor Corona Home-Office für die Gerichtsschreibenden eingeführt
sowie mit der Beteiligung an einer Institution mit Krippenplätzen für eine bessere
Vereinbarkeit von Beruf und Familie gesorgt. 
Die Digitalisierung schreite auch im Rahmen des Projekts «Justitia 4.0» voran, wenn
auch nicht so rasch wie gewünscht. 2019 sei die Revision des Bundesgerichtsgesetzes
zwar gescheitert, Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer (sp) ersuche die Räte aber, die
nicht strittigen Punkte aus der Revision möglichst rasch wieder aufzunehmen.
Weichelt-Picard berichtete auch über die Aufsichtsaufgaben, welche das
Bundesgericht gegenüber den anderen eidgenössischen Gerichten hat. Das
Bundesgericht sei 2019 gebeten worden, die Probleme beim Bundesstrafgericht zu
untersuchen. In den Medien waren Führungsschwäche und Mobbing vermutet worden.
Der Bundesgerichtspräsident habe sich zuerst zwar noch verhalten optimistisch zur
Lage am Bundesstrafgericht geäussert, allerdings seien Ende 2019 neue Vorwürfe
aufgetaucht, denen das Bundesgericht nun zusätzlich nachgehen müsse. Der
Nationalrat nahm den Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht in der Folge
diskussionslos an.

Der Ständerat verspürte grössere Lust zur Diskussion über den Bericht. Carlo
Sommaruga (sp, GE) erinnerte daran, dass der Jahresbericht des Bundesgerichts in der
Regel im ersten Semester und nicht erst drei Monate vor Ende des Jahres debattiert
werde. Covid-19 habe aber nun zu dieser Verschiebung geführt und er behalte sich
deshalb vor, neben seinem Bericht für die Kommission auch ein paar Bemerkungen zu
aktuellen Ereignissen einfliessen zu lassen. Auch er ging auf die Fallzahlen ein: 2019
seien 7'884 neue Fälle ans Bundesgericht gelangt, 86 mehr als im Vorjahr. Die Zahl
pendenter Fälle habe im Vergleich zum Vorjahr hingegen marginal abgenommen. Im
Schnitt habe die Zeit für die Erledigung eines Falls 140 Tage betragen. 
Sommaruga hob aus dem Bericht weiter hervor, dass die Berufungskammer des
Bundesstrafgerichts noch immer nicht in einem anderen Gebäude untergebracht sei,
wie dies eigentlich geplant gewesen war. 
Das Bundesverwaltungsgericht habe 2019 mit 6'965 neuen Fällen ebenfalls eine hohe
Geschäftslast gehabt, führte Sommaruga weiter aus; mit 7'157 erledigten Prozessen und
einer Verringerung der Dauer eines Falls (von 2018 durchschnittlich 284 auf 264 Tage)
hätten die Pendenzen aber abgebaut werden können. 
Auch im Ständerat war die Untersuchung der Vorkommnisse beim Bundesstrafgericht
Thema. Leider – so Sommaruga – sei der Untersuchungsbericht gleichzeitig bei der GPK
und bei der Presse gelandet, was viel Ärger ausgelöst habe. Die Geschichte sei aber
noch nicht zu Ende. 
In der Folge nahm Bundesgerichtspräsident Ulrich Meyer als Gast der kleinen Kammer
Stellung zu diesem «Fall Bellinzona». Man habe bereits im Januar 2020 mit der
Untersuchung begonnen und dann den Abschlussbericht im April 2020 gleichzeitig im
Internet aufgeschaltet und der GPK abgegeben. Dies entspreche der eigenen Praxis und
sei mit der Subkommission Gerichte abgesprochen gewesen. Nach acht Jahren
Tätigkeit in der Aufsichtsbehörde des Bundesgerichts wolle er die Empfehlung abgeben,
dass die GPK und die Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten und nicht Gegensätze
suchen sollten. Ziel müsse es sein, sicherzustellen, dass die Gerichte ordnungsgemäss
funktionierten. Dass dies der Fall sei, könne er garantieren. Carlo Sommaruga insistierte
in der Folge, dass die Veröffentlichung des Berichts im Internet mit Namensnennung
nicht abgesprochen gewesen sei. 
Ebenfalls bezugnehmend auf ein aktuelles Ereignis stellte in der Folge Beat Rieder (cvp,
VS) «unverblümt eine direkte Frage an den Herrn Bundesgerichtspräsidenten», nämlich
wie er zu Gesuchen auf Verschiebung der Bundesrichterwahlen stehe. In der Tat
standen am folgenden Tag die Gesamterneuerungswahlen des Bundesgerichtes an, bei
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denen aufgrund der Forderung der SVP, einen Bundesrichter nicht zu bestätigen, ein
Verschiebungsgesuch der SP diskutiert werden sollte. Meyer argumentierte, dass er sich
als Bundesrichter nicht in parlamentarische Geschäfte einmischen wolle. Dies sei
gelebte Gewaltenteilung. Seine persönliche Meinung, nachdem er zwölfmal gewählt und
wiedergewählt worden sei, sei aber, dass man mit einer Verschiebung keine Probleme
lösen würde.
Auch der Ständerat nahm den Bundesbeschluss schliesslich ohne Diskussion an. 8

Geschäftsbericht 2020 des Bundesgerichts

Administration judiciare

Hauptsächlicher Gegenstand der Berichterstattung zum Geschäftsbericht des
Bundesgerichts 2020 waren in der Sommersession 2021 in beiden Räten die
steigenden Fallzahlen an allen eidgenössischen Gerichten. So rechnete im Nationalrat
Manuela Weichelt (al, ZG) als GPK-Kommissionssprecherin vor, dass die 38 Stellen für
ordentliche Bundesrichterinnen und Bundesrichter auf total rund 7'400 Fälle pro Jahr
ausgerichtet seien. Allerdings sei diese Fallzahl lediglich in den Jahren 2010 und 2011
nicht überschritten worden. 2020 sei die Fallzahl zum zweiten Mal seit der Einführung
des Bundesgerichtsgesetzes 2005 auf über 8'000 Fälle angestiegen (laut Bericht: 8'024
Fälle; 2019: 7'881). Die Revision ebendieses Bundesgerichtsgesetzes war 2020
gescheitert, so dass die Bundesgerichte intern Massnahmen beschlossen hätten, um
die Arbeitslast zu verteilen, was trotz der Covid-19-Pandemie gelungen sei. Der
Pendenzenberg sei daher nur geringfügig angewachsen, berichtete Manuela Weichelt.
Isabelle Pasquier-Eichenberger (gp, GE), die Kommissionssprecherin französischer
Sprache, informierte die grosse Kammer zudem darüber, dass die GPK daran sei, die
Transparenz bei der Spruchkörperbildung zu untersuchen. Auch das Dossier zu den
Vorkommnissen im Bundesstrafgericht sei nach wie vor im Fokus der GPK.
Auch die neue Bundesgerichtspräsidentin und erste Frau an der Spitze des
Bundesgerichts, Martha Niquille, meldete sich zu Wort und betonte, dass die Covid-19-
Pandemie gut habe gemeistert werden können: «Die Arbeit der Juristinnen und
Juristen eignet sich auch sehr gut, um von zuhause aus arbeiten zu können.» Der
leichte Anstieg der Pendenzen sei deshalb nicht der Pandemie, sondern den «wirklich
sehr hohen Fallzahlen» zuzuschreiben. Dies könne so nicht mehr weitergehen. Wenn
immer mehr Fälle ans Gericht gelangten, aber nicht mehr Personal zur Verfügung stehe,
leide die Qualität und die Rechtssicherheit. Man habe nach dem Scheitern der Revision
des Bundesgerichtsgesetzes versucht, intern die Belastung besser zu verteilen. Die
Gerichte hätten also gehandelt, sie seien aber «darauf angewiesen, dass auch vonseiten
des Parlamentes Massnahmen ergriffen werden». In der Folge nahm der Nationalrat den
Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes 2020 diskussionslos
an.

Auch der Ständerat hiess den Bundesbeschluss noch in der Sommersession
diskussionslos gut. Hans Stöckli (sp, BE) berichtete in der kleinen Kammer. Die GPK
habe sich den Satz «Das Bundesgericht erachtet die Situation als kritisch im Hinblick
auf die Erfüllung seiner ihm von der Verfassung zugedachten Aufgabe» angestrichen
und man müsse diesem Beachtung schenken. Der Pendenzenberg sei zwar nur
geringfügig, aber doch auf total 2'862 Fälle angewachsen. Die GPK habe die beiden
Rechtskommissionen aufgefordert, die unbestrittenen Punkte der
Bundesgerichtsgesetzrevision in eine neue Vorlage aufzunehmen. Dies wünschte sich
auch die Bundesgerichtspräsidentin, die auch bei der Beratung in der kleinen Kammer
zugegen war. Wenn man aber wirklich eine Entlastung wolle, müsse man gewillt sein,
den Zugang zum Bundesgericht einzuschränken, so Martha Niquille. 9
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Geschäftsbericht 2021 des Bundesgerichts

Administration judiciare

In der Sommersession 2022 berichteten Laurent Wehrli (fdp, VD) und Manuela Weichelt
(al, ZG) im Nationalrat für die GPK über den Geschäftsbericht 2021 des
Bundesgerichts. Wie praktisch immer in den letzten Jahren standen dabei die
Fallzahlen im Fokus. Im Berichtjahr erledigten die eidgenössischen Gerichte total 7'509
Fälle (2020: 7'866). Weil freilich 7'881 neue Fälle an die Gerichte herangetragen wurden
(2020: 8'027) war der Pendenzenberg auch 2021 weiter angestiegen. Das Bundesgericht
beantrage als Massnahme die Aufstockung der 38 vollamtlichen Stellen am
Bundesgericht auf 40, berichtete Laurent Wehrli. Er informierte zudem, dass die von
der GPK empfohlenen Massnahmen am Bundesstrafgericht langsam Früchte tragen
würden und sich die Arbeitssituation verbessert habe. Manuela Weichelt erklärte die im
Vergleich zum Vorjahr geringere Zahl an bearbeiteten Fällen mit den Absenzen einiger
Gerichtspersonen aufgrund gesundheitlicher Probleme sowie einer grossen Zahl neu
angestellter Personen. Die «kritische Situation» am Bundesgericht hinsichtlich
Arbeitsbelastung lasse sich damit aber nur teilweise erklären. Die
Kommissionssprecherin brachte zudem den Punkt der «gesetzlich sehr rudimentär»
geregelten Aufsichtsaufgabe des Bundesgerichtes in die Diskussion ein. Auch
Bundesgerichtspräsidentin Martha Niquille griff in ihrer Wortmeldung dieses Element
auf. Die verschiedenen Berichte, die das Bundesgericht als Aufsichtsgremium zu
verfassen habe, verursachten «eine rechte Belastung». Man habe mit der GPK auch
darüber diskutiert, ob es bessere Aufsichts-Instrumente geben müsste. Die Meinung
innerhalb des Richterinnen- und Richtergremiums dazu sei gespalten. Auf die Frage von
Pirmin Schwander (svp, SZ), ob die Bundesgerichtspräsidentin einverstanden wäre,
wenn das Parlament die Aufsicht neu regeln würde, um das Bundesgericht von «dieser
Last» zu befreien, antwortete Martha Niquille, man sei eigentlich schon der Meinung,
dass es trotz Belastung besser sei, wenn ein Gericht ein anderes kontrolliere, weil ein
besseres funktionales Verständnis bestehe. 

Im Ständerat, der gleichentags ebenfalls vom Bericht Kenntnis nahm, berichtete Hans
Stöckli (sp, BE) für die GPK. Der Kommissionssprecher äusserte unter anderem seine
Zufriedenheit darüber, dass das Bundesgericht in Anbetracht des wachsenden
Pendenzenberges die nebenamtlichen Richterinnen und Richter mit mehr
Kompetenzen und entsprechend mit mehr Arbeit versehen habe. Dies zeige, dass das
Gericht alles Mögliche mache und man deswegen den Antrag auf eine Aufstockung der
Anzahl vollamtlicher Richterinnen und Richter mittragen müsse. Die
Bundesgerichtspräsidentin Martha Niquille äusserte sich auch in der kleinen Kammer
und nahm den Ball bezüglich nebenamtlichen Gerichtspersonen auf. Die Mehrbelastung
sei nur möglich gewesen, weil ein paar neue nebenamtliche Richterinnen und Richter
sehr motiviert gewesen seien. Aufgrund ihres beruflichen Engagements neben dem
Richteramt sei dies aber keine dauerhafte Lösung für den Abbau der Pendenzen und
man sei froh, dass die Kommissionen für Rechtsfragen den Antrag auf Aufstockung der
vollzeitlichen Stellen positiv gegenüberständen. 10
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Geschäftsbericht 2022 des Bundesgerichts
(BRG 23.002)

Administration judiciare

Hans Stöckli (sp, BE), der für die GPK-SR im Ständerat über den Geschäftsbericht 2022
des Bundesgerichts informierte, hob vier Bereiche hervor: Allgemeines, Geschäftslast,
Spruchkörperbildung und Aufsichtsfunktion des Bundesgerichts. Neben zahlreichen
Mutationen und der planmässigen Umsetzung der Digitalisierung im Rahmen von
«Justizia 4.0», habe 2022 auch die Planung einer Totalsanierung des Gerichtsgebäudes
in Lausanne begonnen. Da die Erdbebensicherheit nicht gewährleistet sei, müsse 2028
mit der Renovation begonnen werden, was bei einer geplanten Umbauzeit von 3 Jahren
eine nicht ganz einfach zu findende Übergangslösung voraussetze. 
Ein seit einigen Jahren wachsendes Problem stelle die Geschäftslast bzw. die langsame
Erledigung der Fälle dar, so Hans Stöckli zum zweiten Bereich. Insbesondere beim
Bundesgericht, bei dem mit 7'392 neuen Fällen zwar im Vergleich zum Vorjahr 6.2
Prozent weniger Fälle eingereicht worden seien, seien auch 5 Prozent weniger Fälle
erledigt worden als im Vorjahr. Die pendenten Fälle hätten damit entsprechend um 7.8
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Prozent zugenommen. Ebenfalls «nicht erfreulich» sei die Zunahme der mittleren
Dauer für die Erledigung eines Falles von 149 Tagen (2021) auf 174 Tage (2022), so der
Berner SP-Ständerat. Als Gründe für die verringerte Effizienz seien vom Bundesgericht
die Restrukturierungen, die personellen Mutationen, die zunehmende Komplexität der
Fälle und der Umstand angeführt worden, dass sich die Effizienzsteigerung, die sich
während der Covid-19-Pandemie dank vermehrtem Homeoffice gezeigt habe, 2022
nicht mehr wiederholt habe. Bei den anderen erstinstanzlichen Gerichten sah es
hinsichtlich Geschäftslast etwas besser aus. Das Bundesstrafgericht konnte zahlreiche
Pendenzen abbauen und mehr Fälle bei der Berufungskammer erledigen, als
eingegangen waren, wodurch das Bundesstrafgericht einen «Erledigungsquotienten von
wunderbaren 111 Prozent» ausweisen konnte. Bei der Berufungskammer liege dieser
Erledigungsquotient hingegen lediglich bei 90 Prozent und auch die
Fallbearbeitungsdauer habe sich erhöht. Dies erstaune die GPK allerdings nicht,
berichtete Hans Stöckli und verwies auf den Bericht der GPK zur Unterdotierung der
Berufungskammer. Als «komplex» bezeichnete Stöckli auch die Situation beim
Bundesverwaltungsgericht. Zwar wurden auch dort mehr Fälle erledigt als neu
eingegangen waren (Erledigungsquotient von 105 Prozent), die durchschnittliche
Verfahrensdauer liege allerdings bei 283 Tagen und rund 1'000 Fälle seien älter als zwei
Jahre, so Stöckli. Hauptgrund für diesen Missstand sei die Verschiebung der
Ressourcen hin zu den Asylverfahren, bei denen das BVGer bemüht sei, die neuen
gesetzlichen Fristen bei Beschwerden von 25 Tagen einzuhalten, was bei 53 Prozent
dieser Fälle gelinge. Künftig sei damit zu rechnen, dass die Zahl der Beschwerdefälle in
diesem Bereich weiter ansteigen werden. Grund dafür sei, dass im SEM, also der
Vorinstanz, zahlreiche zusätzliche Mitarbeitende angestellt worden seien, womit mehr
Fälle bearbeitet werden könnten, was in der Folge dann auch zu einer höheren
Gesamtzahl an Beschwerden führen dürfte. Vor diesem Hintergrund müsse eine
Erhöhung der Richterstellen am BVGer, wie von diesem angefragt, baldmöglichst
diskutiert werden. Beim Bundespatentgericht schliesslich sei die Geschäftslast leicht
zurückgegangen und die Pendenzen etwa gleich geblieben
Bei der Geschäftsverteilung, die in letzter Zeit einiges zu reden gab, seien
Verbesserungen festzustellen, so GPK-Sprecher Hans Stöckli zum dritten
Themenbereich. Die Reglemente zur Spruchkörperbildung seien in den verschiedenen
Gerichten angepasst worden, das BVGer habe ein Controlling eingeführt und beim
Bundesgericht sei neu die Parteizugehörigkeit aller Bundesrichterinnen und
Bundesrichter öffentlich auf der Webseite einsehbar, was der Transparenz diene. Die
GPK werde die weiteren Entwicklungen «mit Interesse verfolgen». 
Schliesslich habe man sich mit dem Bundesgericht zu dessen Rolle als Aufsichtsorgan
über die anderen drei erstinstanzlichen Gerichte ausgetauscht. Das BGer sei der
Auffassung, lediglich eine institutionelle Aufsichtsfunktion zu haben, womit keine
Dienst- oder Disziplinaraufsicht über einzelne Personen wahrgenommen würden. Die
GPK beurteile diese Situation als unbefriedigend und werde sich diesem Thema
annehmen. Er – Hans Stöckli – sei dann allerdings nicht mehr dabei. In der Tat hatte der
Berner Ständerat bereits früher angekündigt, für die neue Legislatur nicht mehr zu
kandidieren. 
In der Folge ergriff der Vize-Präsident des Bundesgerichts, François Chaix, das Wort. Er
entschuldigte sich, dass aufgrund eines «fâcheux conflit de dates» nicht der
Bundesgerichtspräsident, Yves Donzallaz, anwesend sein könne. Der Vizepräsident
bedankte sich beim Ständerat für die rasche und unkomplizierte Aufstockung der Zahl
der Bundesrichterinnen und Bundesrichter von 38 auf 40 im Jahr 2022, was eine
Restrukturierung des Bundesgerichts in acht Kammern zu fünf Richterinnen und
Richter bzw. die Schaffung einer zweiten Strafrechtsabteilung ermöglicht habe, in
denen die beiden in der Frühjahrssession neu gewählten Kollegen ab 1. Juli 2023
arbeiten werden. Ab Mitte 2023 werde das Bundesgericht also funktionsfähig sein und
auch die mehrjährige Restrukturierung sei per Ende Jahr abgeschlossen. Auch auf das
Problem der Spruchkörperbildung ging Chaix kurz ein. In der Tat habe das
Bundesgericht die Zusammensetzung der Spruchkörper «de manière un peu
artisanale» aber stets mit gutem Willen gehandhabt, halte sich fortan aber an
Transparenzüberlegungen und angepasste Reglemente. Die Baustelle der
Aufsichtsfunktion sei hingegen heikler und werfe viele Fragen bezüglich Rechtsmitteln
und Unabhängigkeit der Gewalten auf. In der Folge hiess der Ständerat den
Bundesbeschluss über den Geschäftsbericht des Bundesgerichtes für das Jahr 2022
diskussionslos und einstimmig gut. 

Noch am selben Tag wurde der Bericht auch im Nationalrat als Zweitrat diskutiert. Hier
berichteten Laurent Wehrli (fdp, VD) und Manuela Weichelt (gp, ZG) für die GPK-NR.
Inhaltlich glichen die Voten der Berichterstattenden demjenigen von Hans Stöckli im
Ständerat. Allerdings verwies Laurent Wehrli zusätzlich auf die Massnahmen, die man
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dank der GPK aufgrund der Vorkommnisse im Bundesstrafgericht getroffen habe und
die langsam Früchte trügen. Die GPK achte auf die Entwicklung von Ereignissen, die
Personen betreffen, wie dies im Bundesstrafgericht der Fall gewesen sei und aktuell
auch im Rahmen eines Ereignisses am Bundesverwaltungsgericht geschehe, wo
Amtspflichtverletzung eines Richters vermutet werde. Auch die Ausführungen von
François Chaix entsprachen in der Folge jenen, die er kurz zuvor im Ständerat gemacht
hatte, bevor auch der Nationalrat den Bundesbeschluss diskussionslos guthiess. 11
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